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Zur Situation der Maya-Bewegung in Guatemala

Argenpress: Professor Guzmán Böckler, Sie sind
ein ausgewiesener Kenner der Maya-Völker Guatema-
las. Wie schätzen Sie deren Chancen auf Beteiligung
und politischer Einflussnahme unter der neuen Regie-
rung von Alvaro Colóm ein – vorläufig hat er ja bloss
einen Maya-Vertreter in sein Kabinett aufgenommen?

Carlos Guzmán Böckler: Das Panorama ist für
die Mayas auch unter der Regierung Colóm sehr einge-
schränkt. Ausser dem Minister für Kultur und Sport,
dessen Budget sehr begrenzt ist, gibt es vielleicht noch
vier oder fünf VizeministerInnen und ein paar rangnied-
rige Personen im Kabinett, die Indígenas sind. Die Sze-
nerie ist also nicht sehr erfreulich für die Mayabevölke-
rung und dies obwohl sie vor allem in den ländlichen
Gebieten die entscheidenden Stimmen abgaben, mit de-
nen Colóm die Präsidentschaft gewann. Mir scheint, dass
er sich eine Regierungsequipe zusammengestellt hat, in
der die Rechten und ein paar mitte-rechts VertreterIn-
nen dominieren und in der es nicht viel Spielraum für
MayavertreterInnen gibt.

Ein trauriges Beispiel ist das Bildungsministerium,
denn solange dort keine Mayas vertreten sind, wird es
schwierig sein, die eh schon harzig verlaufende Reform
für ein mehrsprachiges und multikulturelles Erziehungs-
modell weiterzubringen.

Argenpress: Wie sehen Sie ganz allgemein das po-
litische Panorama elf Jahre nach der Unterzeichnung
der Friedensabkommen und ein Jahr nach Inkrafttreten
des Freihandelsabkommens mit den USA?

C.G.B.: Sowohl was die Friedens- wie auch was
die Freihandelsabkommen betrifft, zeichnet sich ein Pan-
orama ab, das von der Nichteinhaltung der Kernpunkte
dieser Abkommen geprägt ist. Die Meistbegünstigten des

Abkommens mit den USA sind die Zucker- und
Fleischexporteure, in zweiter Linie dann die Gemü-
se-, Früchte- und Kunsthandwerkexporteure, deren
Anteil aber zusammengenommen sehr gering ist.

Aufgrund der Zusammensetzung der neuen Re-
gierung muss davon ausgegangen werden, dass die
Umsetzung und Einhaltung dieser Abkommen sehr
langsam und schwierig sein wird.

Argenpress: Die Guerillabewegung wurde vor
Jahren demobilisiert und hat sich in eine politische
Kraft gewandelt, die innerhalb des demokratischen
Kanons singt und in den letzten Jahren an Kraft und
öffentlicher Präsenz verliert. Ausdruck davon ist das
schlechte Ergebnis bei den letzten Wahlen.

Fühlen sich die Mayas von der ehemaligen Gue-
rilla repräsentiert?

C.G.B.: Die Wahlen vom vergangenen Septem-
ber und November haben eine harte Wahrheit ans
Tageslicht gebracht: Die Linke bzw. die Linken – man
muss in der Mehrzahl sprechen, da sie keine Einheit
bilden – haben einen schweren Rückschlag einstek-
ken müssen. Es hat sich gezeigt, dass ihre Diskurse
ohne Echo blieben, und zwar nicht nur bei den Men-
schen, die den bewaffneten Konflikt selber erlebt
haben, sondern auch bei der Jugend.

Die heutigen Linken haben keine Zeit, entspre-
chende Vorschläge zu machen. Vielmehr beschrän-
ken sie sich darauf, den Faden wieder aufzunehmen,
der 1954 mit der von der CIA unterstützten Abset-
zung des damaligen Präsidenten Jacobo Arbenz un-
terbrochen wurde. Die heutigen Linken pflegen we-
der eine Kommunikation mit den Organisationen des
sozialen Sektors noch mit der Mittelklasse, weder in
der Stadt noch auf dem Land.

Der Anwalt und Soziologe Carlos Guzmán Böckler ist mit seinen 77 Jahren einer der geistreichsten Intellektu-
ellen Guatemalas. Mit einem marxistischen Background hatte er bereits vor Jahrzehnten den intellektuellen Mut, eine
Interpretation der sozialen Realität seines Landes vorzuschlagen, die sich weder vom Marxismus noch vom Klas-
senkampf distanzieren müsse und gleichzeitig den ethnischen Aspekt, sprich den Rassismus, als Analysekriterium
der heutigen Gesellschaft Guatemalas einbezog. Damit hat er sich die Kritik der lokalen Rechten eingetragen, die ihn
wegen seinen sozialistischen Positionen und seiner revolutionären Militanz verfolgte. Er wurde aber ebenso von der
Linken attackiert wegen seiner „vermessenen“ Idee, die Indigenenfrage als Element höchster Wichtigkeit in die
Geschichtsanalyse einzubeziehen. Diese Methode widersprach der eurozentristischen Vision des Sozialismus, in der
Ethnizität nicht vorkam. Guatemala hat mit 60% einen hohen Anteil Indígenas in der Bevölkerung – dies nicht in die
politische Analyse und Praxis einzubeziehen, bedeutet, eine wichtige Tatsache leichtfertig zu übergehen.

Wir veröffentlichen ein Interview, das Marcelo Colussi von der Nachrichtenagentur Argenpress mit Carlos
Guzmán Böckler führte und das am 4. Februar 2008 erschienen ist.
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Die ehemalige Guerilla ist sehr
schweigsam geworden, und auch sie
sticht nicht durch eine hohe Maya-
Vertretung hervor. Viele Maya, wel-
che der Guerilla angehört hatten,
wollen diese Vergangenheit so
schnell wie möglich vergessen. Dies
beweist den Zerfall der Organisati-
on und zeigt, dass niemand in der
URNG in der Lage war, die Ex-
KämpferInnen um sich zu scharen
und sie zu einer Stimmabgabe für die-
se linke Partei zu bewegen.

Argenpress: Wird die Friedens-
nobelpreisträgerin und Quiché-Maya
Rigoberta Menchú in der Lage sein,
in den nächsten Jahren den politisch-
sozial-kulturellen Diskurs zu bestim-
men? Wird es den Maya gelingen,
eine stärkere Präsenz im intersekto-
riellen Dialog einzunehmen?

C.G.B.: Rigoberta Menchú hat
ihre Kampagne auf einer schwachen
Basis aufgebaut und ging zu optimi-
stisch ans Werk. Es ist im Moment
schwierig vorauszusehen, ob sie und
ihre Gruppe sich erholen und in Zu-
kunft zu einer wesentlichen Kraft im
indigenen politischen Diskurs wer-
den.

Es scheint mir, dass Rigoberta
Menchú im Ausland mehr Prestige
geniesst als in Guatemala selber. Hier
erstarkte eine Gruppe von Maya-
Frauen, die aus ländlichen Regionen
stammen und die mit ihren Familien
Opfer der Verbrechen der Militärs
waren. Zu ihnen gehört zum Beispiel
Rosalina Tuyuc, die zwar nicht mehr
über die Militanz und Sichtbarkeit
vergangener Jahre verfügt, die aber
eine Maya-Frauenbewegung voran-
getrieben hat, aus der zukünftige Füh-
rungspersönlichkeiten hervorgehen
können.

Im Moment ist es schwierig, von
einer Maya-Bewegung zu sprechen,
weil es viele grössere oder kleinere
Einzelgruppen gibt, die miteinander
um einen Führungsanspruch ringen.
Dies führt zu permanenten Zusam-
menstössen, unnötigem Kräftever-
schleiss und verzögert eine Einigkeit,
die ein Vorwärtskommen verspre-
chen könnte. Die leitenden Persön-
lichkeiten dieser Gruppen beanspru-
chen die Führung über alle, und es
gibt nicht wenige unter diesen rea-
len oder selbsternannten Maya-Füh-
rerInnen, die von den neoliberalen
Regierungen vereinnahmt und von
diesen für ihre propagandistischen
Zwecke missbraucht werden.

Solange also die internen Strei-
tereien von den neuen und jüngeren

Generationen nicht überwunden wer-
den, wird es keinen realen Fortschritt
geben.

Argenpress: Gemäss den Pro-
gnosen des US-amerikanischen Ge-
heimdienstes sind die spontanen so-
zialen Bewegungen Lateinamerikas
wie z.B. die Piqueteros, die Landlo-
senbewegung, die BäuerInnenbewe-
gungen gegen die Freihandelsab-
kommen etc. die grössten Feinde für
die geopolitischen Interessen der
USA. Unter all diesen Bewegungen
fürchten sie die Indígenabewegun-
gen am meisten. Weshalb?

C.G.B.: Zweifellos könnte sich
die geopolitische Vision der USA ver-
ändern, wenn es eine interne Macht-
verschiebung gäbe und jemand wie
Obama zum Präsidenten gewählt
würde. Zuviel darf man sich nicht er-
hoffen, aber eine Regierung unter
Obama wäre sicher sensibler bezüg-
lich rassistischer und anti-indigener
Vorurteile innerhalb der US-ameri-
kanischen Politik.

So oft ich mich frage, weshalb
die GringopolitikerInnen in der indi-
genen Bevölkerung Lateinamerikas
ihren Hauptfeind sehen, den es aus-
zumerzen gilt, so wenig weiss ich eine
Antwort darauf. Aber es ist ihr Ziel,
seit sie die Hegemonie über unsere
Hemisphäre beanspruchen.

Vielleicht erklärt sich das Miss-
trauen den spontanen Bewegungen
gegenüber damit, dass sie, so unor-
ganisiert sie auch sind, die prekäre
Stabilität der Regierungen ins Wan-
ken bringen können, die die USA un-
terstützen. Das heisst, diese fürch-
ten die sozialen Aufstände, die in
Momenten der Angst und Verzweif-
lung von denen ausgehen, die nichts
zu verlieren haben.

Ein Beispiel dafür ist der Cara-
cazo (mehrtägiger Volksaufstand
Ende Februar 1989, der vom dama-
ligen Präsidenten Venezuelas, Car-
los Andrés Pérez, brutal niederge-
schlagen wurde, die Red.).

Argenpress: Die zapatistische
Bewegung im mexikanischen Chia-
pas, die schon länger als 10 Jahre
existiert, hat starke indigene Wurzeln.
Was bedeutet das, in einer histori-
schen Perspektive und aus einem
politischen und sozialen Verständnis
heraus?

C.G.B.: Leider hat die zapatisti-
sche Bewegung ausserhalb ihres di-
rekten Wirkungsradius stark an poli-
tischer und sozialer Kraft verloren.

Die Politik der mexikanischen Re-
gierungen bestand darin, die Bewe-
gung zu isolieren und ihre Kommu-
nikation mit dem Rest des Landes
zu unterbinden, ohne sie jedoch di-
rekt physisch anzugreifen.

Der eigentliche Guerillakampf
der ZapatistInnen dauerte ja nur
wenige Stunden, und ihre Bekannt-
heit im Ausland wuchs dank dem da-
mals noch neuen Internet rasch. Die
Mehrheit der MexikanerInnen küm-
merte sich mehr um den politischen
Wettkampf zwischen den Mestizen
und vergass – der Rassismus stand
dabei Pate – den Zapatismus, dem
es an Projektion gegen aussen und
Schutz gegen innen fehlte. Es war
eine Guerilla zur falschen Zeit.

Die anderen Guerillas der Re-
gion beendeten ihren Kampf als die
ZapatistInnen begannen und hatten
zu ihren Zeiten starke ausländische
Unterstützung. Die guatemaltekische
Guerilla zum Beispiel wurde via Me-
xiko bestens beliefert, umgekehrt
war dies dann nicht der Fall.

Die Isolierung einer bewaffne-
ten Gruppe ist die Präambel ihrer Li-
quidation. Wenn die Zapatisten nicht
einen politischen Weg finden, wer-
den sie ausgerottet wie der Urwald
von Chiapas, und keine Nachfolge-
rInnen haben. So traurig dies tönt,
ist es weder pessimistisch noch fa-
talistisch gemeint.

Es gibt immer einen Ausweg,
egal wie aussichtslos die Situation ge-
rade erscheint.
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Vom 7. bis 12. Oktober 2008 findet in Guatemala das III. Amerikanische Sozialforum (FSA) statt. Zwischen 15’000
und 20’000 VertreterInnen der organisierten Zivilgesellschaft kommen zusammen, um über ein breites Themenspektrum
zu diskutieren, das von Menschenrechten über Landfragen bis zu den Auswirkungen der Freihandelsabkommen reicht.

Die Durchführung des Foro findet zu einem schwierigen Zeitpunkt statt, sowohl für die guatemaltekische Linke,
die stark geschwächt aus den Wahlen 2007 hervorgegangen ist, wie generell für die internationalen sozialen Bewegun-
gen, die vor der Entscheidung stehen, entweder eine pro-aktivere (partei-)politische Beteiligung einzunehmen oder
gänzlich als soziale Kraft zu verschwinden.

Zu den Faktoren, die zur Spaltung der guatemaltekischen Linken beigetragen haben, gehört zweifellos die NRO-
isierung der Volksorganisationen, die mit der verstärkten internationalen Zusammenarbeit seit den Friedensabkommen
Einzug gehalten hat. Ein unangenehmes Thema für viele soziale Gruppierungen, weshalb es auch nicht auf der Tages-
ordnung des FSA erscheinen wird. Denn einerseits fliessen Unmengen von Entwicklungsgeldern in die Region, zur
Verminderung von Armut und zum Antrieb von Entwicklung tragen sie jedoch wenig bei.

Ausserdem sind viele guatemaltekische Nicht-Regierungsorganisationen (NRO) in eigene Widersprüche verwik-
kelt, sprechen sie sich doch z.B. gegen das Assoziierungsabkommen mit der EU aus, sind aber finanziell von den
Entwicklungsgeldern europäischer Staaten abhängig.

Die guatemaltekischen sozialen Bewegungen sind stolz darauf, das FSA in ihrem Land zu beherbergen und erhof-
fen sich auch einen einigenden Effekt. Ob sie dies bereits im Hinblick auf die Organisierung der Grossveranstaltung
schaffen, bleibt abzuwarten.

Die Revolutionäre Nationale Einheit Guatemalas (URNG) als Partei z.B. bleibt ausgeschlossen, denn die Charta
des FSA erlaubt keine parteipolitischen VertreterInnen. So werden denn interessierte URNG-Leute im Namen des  Brei-
ten Bündnisses der Linken (MAIZ) teilnehmen, derweil die indigene Gruppierung Winaq, welche Rigoberta Menchú als
Präsidentschaftskandidatin getragen hatte, bisher kein Interesse an einer Teilnahme am Forum angemeldet hat.

In einem kürzlich erschienenen Buch über das Weltsozialforum („El Futuro del Foro Social Mundial“, herausgege-
ben von Eric Tuissant, Walden Bello, Immanuel Wallerstein u.a.) kommen verschiedene Gründungsmitglieder zum
Schluss, dass das Hauptproblem der Bewegung im alten Streit zwischen sozialem und politischem Kampf besteht.
Demnach würden die sozialen Organisationen seit dem Fall der Berliner Mauer einen Rückschritt in den Autoritarismus
befürchten und nichts mit der Parteipolitik am Hut haben wollen. Solange aber die sozialen Bewegungen den Schritt in
die Politik nicht machen würden, so die AutorInnen, bestehe die Gefahr, dass man nicht über das ewige Denunzieren
hinauskomme und nicht in der Lage sei, konkrete und gangbare Alternativen vorzuschlagen.

Amerikanisches Sozialforum in Guatemala

Guatemala, 11. Feb. Mitte Februar
organisierte der Guatemaltekische
Fonds für Indigene Entwicklung (FO-
DIGUA) ein Seminar mit dem Titel: "Wirt-
schaftliche Chancen und Indigene Ent-
wicklung". Thema war Minen-Explorati-
on und -Abbau in Guatemala. Geladen
waren VertreterInnen aus Gemeinden, die
von den Folgen des Minenabbaus be-
troffen sind aus Alta und Baja Verapaz,
Guatemala, Huehuetenango, Izabal, Re-
taluleu und San Marcos.

Zu Beginn der Veranstaltung stell-
ten sich die SeminarleiterInnen von
FOCAL vor, der Kanadischen Stiftung
für die Amerikas, die gleich die indi-
gene Entwicklung aus Sicht der Berg-
bauindustrie darstellten. Danach gaben
sie vor, "unsere Vorschläge kennenzu-
lernen und einen Dialog zu initiieren
zwischen Staat, Minenunternehmen und
den indigenen Gemeinden", beschrieben
die Teilnehmenden erbost die Skrupel-
losigkeit der Veranstaltenden in einem
Kommuniqué. Denn diese selbst infor-
mierten darüber, dass der Workshop u.a.
ko-finanziert würde von den in Guate-
mala vielerorts aktiven Minenunterneh-
men Goldcorp (das Montana Explora-
dora von Guatemala finanziert) und
Skye Ressources (Financier der Gua-
temaltekischen Nickelkompanie
(CGN). Die Teilnehmenden erkannten

sofort Tendenz und Intention des Semi-
nars und kündigten ihre weitere Präsenz.
Schliesslich kenne die Öffentlichkeit
dank der 17 durchgeführten Volksbefra-
gungen die Ablehnung der Minentätig-
keiten in den Gemeinden. Dass just die
Firmen, die vor Ort die gravierendsten
Schäden hinterlassen, solche Fortbil-
dungsveranstaltungen finanzieren, sei
unerhört. Und völlig inakzeptabel, dass
sie auf diese Weise das Vertrauen der
Gemeinden missbrauchen und instru-
mentalisieren. Und das auch noch mit
Unterstützung des guatemaltekischen
Staates!

FOCAL, 1990 per Kabinettsent-
scheid gegründet mit dem Mandat, die
Beziehungen zu Lateinamerika zu vertie-
fen und dabei vor allem zwischen Zivil-
gesellschaft, Regierungen und dem Pri-
vatsektor zu vermitteln, wird als auto-
nome Nicht-Regierungsorganisation
dargestellt, gilt aber eindeutig als rech-
ter Arm der Regierung Kanadas. Seit Un-
terzeichnung des Freihandelsvertrags
NAFTA zwischen Mexiko, den USA und
Kanada orientiert sich Kanada gefällig
an der US-amerikanischen neoliberalen
Expansionspolitik. Ungerechtfertigter-
weise geniesst Kanada eine Art solida-
rischen Ruf und nutzt so oft unerkannt
die ihm geöffneten Türen für seine US-
amerikanische Mission.

Achtung Kanada!
Guatemala, 11. Feb. Inzwischen

haben 17 ZeugInnen vor Richter Santia-
go Pedraz in Madrid als Überlebende
oder Familienangehörige von Opfern
ausgesagt in dem Fall, den der Spani-
sche Gerichtshof gegen fünf guatemal-
tekische Militärs und zwei Zivilisten
wegen Völkermordes führt. Gleichzei-
tig verstärken sich wieder die Morddro-
hungen gegen die Anthropologisch-
Forensische Stiftung Guatemalas
(FAFG). Diese führt die meisten Exhu-
mierungen von klandestinen Gräbern
des internen bewaffneten Konflikts
durch; ihre Untersuchungen dienen di-
rekt für Justizprozesse gegen die Ver-
antwortlichen von damals. Schon 2002
forderte die Interamerikanische Men-
schenrechtskommission (unterdessen
wieder gelockerten) Personenschutz
für den FAFG-Direktor Fredy Peccerel-
li und seine nahen Verwandten.

Zusätzlich brach auch noch der
dritte Brand auf dem Hof des Polizeikom-
missariats aus, seitdem die Archive der
Nationalpolizei (PN) dort gelagert
sind. Er konnte jedoch rechtzeitig ge-
löscht werden. Während bei den ersten
Malen Brandsätze gefunden wurden,
schliessen die ErmittlerInnen diesmal
aufgrund eines Päckchens Streichhöl-
zer auf Brandstiftung.

Bedroht
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Guatemala, 15. Feb. Auch wenn
Präsident Coloms erste Aktionen in Sa-
chen Innere Sicherheit als unzureichend,
ineffizient und als nichts Neues kritisiert
wurden, waren die ersten drei Wochen
seiner Regierungsführung doch geprägt
von einer gewissen erwartungsvollen
Stimmung. Kritik wurde zwar geübt,
konnte jedoch als wohlwollende Verbes-
serungsvorschläge angesichts des prä-
sidialen Übereifers interpretiert werden.
Colom hatte sich schliesslich hohe, un-
terstützenswerte Ziele gesetzt: "Die Kri-
minalität bekämpft man mit Intelli-
genz!" lautete sein Motto.

Hehre Pläne - spärliche Resultate
Angekündigt wurde, dass landes-

weit lokale "Sicherheitsjuntas" und Netz-
werke von InformantInnen geschaffen
werden, die die Ermittlungsarbeit der
Behörden unterstützen sollen. Besonde-
res Augenmerk wurde gleich auf die "ro-
ten Zonen" in der Hauptstadt gelegt, in
denen in den ersten Wochen rund 3´050
Personen bei Razzien festgenommen
wurden. Gegen 240 von ihnen hätten
Haftbefehle vorgelegen. Als Pilotprojekt
funktioniert zudem in zwei Zonen seit
Anfang Februar der "Quadranten-Plan":
Eine Gruppe von staatlichen Sicherheits-
kräften, die vorerst vom Militär sekun-
diert wird, das jedoch nach und nach ab-
gezogen werden soll, ist für einen ab-
gezirkelten Abschnitt, einen "Quadran-
ten", der Stadtbezirke zuständig und sol-
len durch ihre ständige Präsenz und den
Kontakt zur Bevölkerung Verbrechen
verhindern. Zumindest in der ersten Zeit
stehen diesen Einheiten die chileni-
schen Carabineros zur Seite. Im Mo-
ment, so informierte Innenminister
Vinicio Gómez dieser Tage, ist einE
PolizistIn theoretisch für ein Gebiet
von ca. 22 km² und somit für die Sicher-
heit von rund 2´400 EinwohnerInnen
zuständig.

Dabei kursierte noch kürzlich die
Information, dass es im Jahr 2007 23
Munizipien gegeben habe ohne Präsenz
der Nationalen Zivilpolizei (PNC), in
10 davon gab es noch nie eine Wache,
in den übrigen waren diese aus verschie-
denen Gründen geschlossen worden.
Und: Im Vergleich zu willkürlich aus-
gesuchten anderen Munizipien mit Po-
lizeipräsenz waren die Verbrechensra-
ten in den PNC-freien deutlich gerin-
ger. Neben der Erklärung kultureller
Natur, all diese Munizipien lägen
schliesslich im als friedlicher bekann-
ten Westen des Landes, war noch be-
obachtet worden, dass es hier so gut wie
keine Bars und Kneipen, also deutlich
weniger (öffentlich ausgeschenkten,
die Red.) Alkohol gebe, der die Gewalt
oft anheize.

Zwar weist das Innenministerium
darauf hin, dass die Kriminalitätsraten

in der kurzen Zeit unter Colom wenn
auch minimal, so doch zurückgegangen
seien. Letztlich endeten bislang die
meisten der verkündeten Festnahmen
jedoch mit einer Freilassung, auch wenn
es sich bekanntermassen um Personen
handelte, die mit Erpressung, Raub oder
gar Mord in Verbindung gebracht wer-
den. Doch im Moment der Festnahme
lagen schlicht keine ausreichenden Be-
weise vor, die eine Haft gerechtfertigt
hätten, da die Razzien eher mit grossem
Spektakel ihrer Öffentlichkeitswirk-
samkeit wegen durchgeführt wurden,
denn aufgrund fundierter vorheriger Er-
mittlungen. Unerheblich waren bei die-
sem Resultat dann die vermeintlichen
Erträge von beschlagnahmten Drogen
und Waffen. Hingegen gingen der Po-
lizei dabei so einige mutmassliche Köp-
fe von Jugendbanden im wahrsten Sin-
ne des Wortes: durch die Finger.

Mordserie an Busfahrern
Und gerade noch hatte Colom ver-

sichert, dass es in seiner Regierung kei-
ne parallelen Körperschaften gebe, als
am 5. Februar mit den konzertierten
Morden an fünf Busfahrern und einem
ayudante innerhalb zehn Tagen eine
Serie von insgesamt 15 Morden an Bus-
fahrern und deren Gehilfen losgelöst
wurde. Dies beförderte das Land in eine
Welle aus Wahn, Angst und tiefe Ver-
störung, die nicht absehbare Folgen ha-
ben wird und von der die Sicherheits-
expertin und Menschenrechtsaktivistin
Iduvina Hernández von Sicherheit in
Demokratie (SEDEM) gar den Ein-
druck eines versuchten Staatsstreiches
hatte.

In den gleichen Tagen ging zu al-
lem Überfluss nämlich noch per E-Mail
und Textnachricht auf Mobiltelefone das
Gerücht um, dass die Bank Agromercan-
til, eines der renommierten und soliden
Geldinstitute des Landes, kurz vor dem
Zusammenbruch stünde. Eine ähnliche
Unterstellung wurde Ende 2006 bereits
im allgemeinen Bankenchaos der Bank
G&T nachgesagt, was damals dazu führ-
te, dass die KundInnen völlig verunsi-
chert in kurzer Zeit ihre Gelder abhoben
und dadurch das Finanzsystem extrem
schwächten. Heuer wurde zumindest der
als "schwarze Kampagne" bezeichneten
Falschinformationsverbreitung gleich
am nächsten Tag von der Bankenauf-
sicht erfolgreich der Wind aus den Se-
geln genommen.

Die Morde an den Busfahrern hin-
gegen haben Guatemala tatsächlich an
den Rand eines Kollapses gebracht.
Gezielt, professionell und koordiniert
vorgehend, über die ganze Stadt und den
ganzen Tag verteilt, zu Stosszeiten und
an menschenreichen Orten gingen die
Täter vor - oft von Luxusautos eskor-
tiert. Ziel waren sowohl Angestellte von

Busunternehmen, die innerstädtische
Routen abdecken, als auch solche, die
den Personentransport zwischen Haupt-
stadt und Departements gewährleisten.

Die Hypothesen
1. Laut eines Geheimdienstberich-

tes seien die Aktionen von einer Gruppe
von Militärs koordiniert, die dem Offi-
ziersjahrgang 1972 angehören und von
Colom am Freitag zuvor ihrer Posten
enthoben wurden, um sie auf ihre Ver-
bindungen zu politischen Parteien und
parallelen Gruppen hin zu überprüfen.

2. Carmen Aída Ibarra von der Myr-
na-Mack-Stiftung und Iduvina Hernán-
dez (SEDEM) schliessen nicht aus, dass
es sich um eine Konspiration aus der
eigenen Regierung handelt. Gerichtet sei
sie gegen Innenminister Vinicio Gómez,
da dessen Sicherheitsplan nicht dem
entspreche, was während der Wahlkam-
pagne der Nationalen Einheit der Hoff-
nung (UNE) ausgearbeitet worden sei.
Gómez soll demnach diskreditiert und der
UNE-Plan mit den entsprechenden Leu-
ten implementiert werden.

3. Die Staatsanwaltschaft und die
Kriminalpolizei (DINC) sind der Mei-
nung, es handle sich um Racheakte von
Seiten der Jugendbanden (maras) gegen
die Transportunternehmen, da diese
sich weigerten, die Zirkulationssteuern
zu zahlen, die die maras erheben. - Da-
gegen spricht jedoch, dass sich die ma-
ras damit selbst eine Grube graben, da
sie erwarten müssen, dass die Sicher-
heitsmassnahmen wegen der Morde er-
höht werden, was ihre Steuererpressung
erschweren würde. Ausserdem stellt sich
die Frage, welches Interesse die maras
an einer Destabilisierung der Regierung
in diesem Ausmasse haben.

4. In diese Richtung geht auch der
Erklärungsansatz, die maras wollten sich
rächen, da am Montag, am Tag vor den
fünf Morden, zwei mareros getötet wor-
den waren, die gerade von einem Bus-
fahrer die vom Unternehmen erpressten
50´000 Quetzales kassierten.

5. Und auch die Hypothese, die
maras wollten noch mehr Angst unter
den Geschäftsleuten verbreiten, die
auch von ihnen erpresst werden, aber
seit kurzem verstärkt von der Kriminal-
polizei "beraten" werden, was zu mehr
Festnahmen von Bandenmitgliedern
geführt haben soll, ist schwach.

6. Während Polizeidirektor Isabel
Agustín Mendoza nicht ausschliesst,
dass es sich um frustrierte aus dem
Dienst entlassenen ehemalige PolizistIn-
nen handeln könnte, kann sich

7. Iduvina Hernández schliesslich
auch vorstellen, dass die Welle der Ge-
walt die Bevölkerung dazu bringen soll,
wieder mehr Militärpräsenz zu fordern.

Erste Destabilisierungsversuche gegen die neue Regierung
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Bei einer Demonstration in der
letzten Woche, auf der die Busfahrer
und ihre Gehilfen mehr Sicherheit in
den Bussen und auf den Strecken for-
derten, kam es zu einem zusätzlichen
Verbrechen. Laut ZeugInnen seien drei
Polizisten auf der Demonstration er-
schienen, vermeintlich, um diese auf-
zulösen. Dabei nahmen sie drei jugend-
liche Busgehilfen fest und als einer von
diesen davonlief, wurde von den Poli-
zisten auf ihn geschossen. Er erlag noch
am Ort des Geschehens seinen Verlet-
zungen. Die anderen beiden Jungen
wurden mit auf das Kommissariat der
berittenen Polizei genommen, wo sie
nach eigenen Aussagen mit Schlägen
und im Verhörraum ausgesetztem Trä-
nengas gefoltert wurden, während die
Polizisten wissen wollten, wer zu der
Demo aufgerufen hatte. Die drei in die
Tat involvierten PNC-Agenten sitzen in
Untersuchungshaft, angeklagt wegen
aussergerichtlicher Hinrichtung.

Die meisten Busunternehmen, die
tagelang ihre Arbeit komplett niederge-
legt hatten und zum Teil noch haben,
vertrauen indes auf die Regierungsver-
sprechen und deren Aktionen "Sicherer
Bus", die das Mitfahren von PolizistIn-
nen- und Militärduos und teilweise ver-
deckten AgentInnen beinhalten, und "Si-
chere Haltestelle", sprich Reduzierung
der Stopps und Polizeipräsenz an den
Haltestellen, Busbahnhöfen, sowie er-
höhten Einsatz von Motorradpatrouil-
len und Eskorten der Busse.

Um diese Verstärkung zu gewähr-
leisten, haben sowohl die Polizei als auch
das Militär bereits einige ihrer Leute aus
dem Landesinneren in die Hauptstadt
beordert, wobei viele Munizipien eh
schon unterbesetzt sind. Colom und das
Innenministerium ziehen zudem in Erwä-
gung, im Osten des Landes und in den
Grenzregionen den Ausnahmezustand
zu deklarieren. Der Präsident hatte schon
in den ersten Tagen die Ermittlungsun-
terstützung der Internationalen Kom-
mission gegen Straflosigkeit in Gua-
temala (CICIG) erbeten, dessen Chef,
Carlos Castresana, sagte bereits zu.

Erst in der Woche zuvor hatte Colom
den schrittweisen Rückzug der Armee
aus den Aufgaben der öffentlichen Si-
cherheit angekündigt. Infolgedessen
wird das Verteidigungsministerium auf
10 Mio. Quetzales verzichten müssen.

8.Zuguterletzt verfeinerte Álvaro
Colom inzwischen seinen Verdacht, den
er von Anfang an hatte. Er sah in der
Attacke gleich die klare Botschaft ei-
nes Destabilisierungskomplotts gegen
seine Regierung. Ein durch die Morde
provozierter Generalstreik der Trans-
portunternehmen sollte das Land in die
völlige Unregierbarkeit versetzen. Dies
sei die Gegenreaktion auf die angezo-
genen Sicherheitsmassnahmen und er-
sten tiefer gehenden Ermittlungen ge-
gen parallele Körperschaften. Speziel-
len Verdacht hegt Colom gegen Grup-
pen des organisierten Verbrechens, die
sich dem Schmuggel widmen (wobei er
die Art desselben nicht detaillierte),
denn die Steuerbehörde (SAT) sei so
manchen dunklen Machenschaften der-
zeit auf der Spur.

9.Am wahrscheinlichsten klingt
bislang die Theorie, dass die maras  von
Hintermännern mit den Taten beauftragt,
dafür bezahlt und mit der nötigen Infra-
struktur und Information ausgerüstet
und unterstützt wurden. Dirigiert und
koordiniert sollen die Morde von min-
destens drei inhaftierten mara-Mitglie-
dern worden sein, die in der Hauptstadt
und in Chimaltenango einsitzen. Zwei
"Strohfrauen" und ein weiterer marero
wurden dabei gefasst, wie sie erpresste
Steuergelder einsammelten und den
Häftlingen übergaben. Zudem sollen die
Inhaftierten wenige Tage zuvor dafür
gesorgt haben, dass zwischen 30 und
50 Mobiltelefone an Busunternehmer
verteilt wurden, über die diese informiert
wurden, dass die Lösegeldsumme er-
heblich erhöht werde. Nach dieser An-
kündigung kam es am nächten Tag gleich
zu den ersten fünf Morden.

Die Reaktionen
180 Busfahrer haben seitdem ih-

ren Job gekündigt.

Angeblich sind schon vier mut-
massliche Täter festgenommen und
drei Banden identifiziert, die die Taten
ausgeführt haben sollen.

Der Kongress hat derweil be-
schlossen, einen bei der Weltbank be-
antragten Kredit statt in Dünger, Ent-
schädigungszahlungen an Opfer des
bewaffneten internen Konflikts und Be-
lohnungsgelder für Aufforstungsinitia-
tiven in die Stärkung des Forensischen
Instituts (INACIF) und weitere für die
Kriminalermittlung nötige Strukturen zu
stecken. Ausserdem werden jetzt wieder
diverse Gesetzesinitiativen herausge-
kramt, die seit langem zu billigen oder zu
reformieren sind, darunter das Gesetz zu
Waffen und Munitionen.

Unterdessen meldete sich Otto
Pérez Molina von der Patriotischen
Partei, der Colom in der finalen Stich-
wahl ums Präsidentenamt unterlag und
sich mit seinem Wahlslogan "Harte
Hand" für die Verbrechensbekämpfung
zu empfehlen versucht hatte, kritisch zu
Wort. In den Kanon stimmte auch Ale-
jandro Giammattei ein, der als Präsident-
schaftskandidat für die Grosse Natio-
nale Allianz (GANA) auf dem dritten
Platz gelandet war und als Direktor des
Gefängnissystems im September 2006
mit einer aufsehenheischenden Aktion
das Gefängnis Pavón stürmen liess, bei
dem sieben als Drogenbosse geltende
Männer getötet wurden - aussergericht-
lich hingerichtet, wie der Bericht des
Menschenrechtsprokurats aufweist.
Beide resümierten selbstgefällig, die
neue Regierung wisse nicht, wie der
Gewalt zu begegnen sei und habe keine
Strategie (Pérez) bzw. sie habe keinen
konkreten Sicherheitsplan (Giammattei).
Neben jeweils eigenen Vorschlägen wa-
ren sie sich noch in einem anderen Punkt
einig, der schliesslich gar von Colom
übernommen und derzeit heftig disku-
tiert wird: Die Notwendigkeit der Wie-
derausführung der Todesstrafe, deren
Anwendung während der letzten sieben
Jahre in einem juristisches Vakuum ge-
steckt hat (siehe separater Artikel).

Die Todesstrafe ist reaktiviert
Guatemala, 15. Feb. Ex-Präsident

Alfonso Portillo (2000-04) hatte sich da-
mals geweigert, die Verantwortung über
die eingereichten Gnadengesuche von
zum Tode verurteilten Häftlingen zu
übernehmen. Seitdem bestand in Guate-
mala - bis vor zwei Tagen - eine Rechts-
lücke in Bezug auf den Gnadenvollzug
und 41 Häftlinge warten auf eine Rege-
lung. Gegen 28 ist das Todesurteil ge-
sprochen, aufgrund der ungeklärten
Gnadensituation aber nicht ausgeführt,
zwei von ihnen sind flüchtig. Bei 23 wei-

teren zum Tode Verurteilten stehen
noch Einsprüche und Rekurse auf na-
tionaler wie internationaler Ebene aus.
Die Todeszelle wurde 2000 das letzte
Mal genutzt und das Urteil in Fällen von
Mord oder besonders schwerer Geisel-
nahme gesprochen. Guatemala ist das
letzte Land in Lateinamerika, in dem die
Todesstrafe besteht. Gleichzeitig hat
der Staat jedoch im Pakt von José un-
terzeichnet, die Gnadenoption für die
Verurteilten zu gewähren und vor allem
keine weiteren Todesurteile mehr zu

fällen. Und vor zwei Jahren hat Guate-
mala im Rahmen der Vereinten Natio-
nen zugesichert, diese Strafe aus der
Welt zu schaffen.

Dagegen ist nicht nur Otto Pérez
Molina von der Patriotischen Partei
(PP) davon überzeugt, dass die Todes-
strafe das ist, was die Bevölkerung als
Mittel gegen die herrschende Gewalt
wünscht. Und tatsächlich stimmten in
spontanen Umfragen einer Radiosen-
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dung und einer auf der Internetseite der
Tageszeitung Prensa Libre deutlich
mehr als 90% der Teilnehmenden für die
Todesstrafe.

Pérez Molinas Vorschlag endete
letztlich in der Billigung des "Regulie-
rungsgesetzes der Strafumwandlung für
zum Tode Verurteilte" mit 140 Stimmen
von 143 im Kongress Anwesenden. Al-
lein die Nationale Revolutionäre Ein-
heit Guatemalas (URNG) und die Partei
Encuentro por Guatemala  (EG) votier-
ten dagegen mit der Begründung, dass
die Effektivität der Todesstrafe nicht be-

Fortsetzung von S. 5 wiesen sei.
Präsident Colom kündigte bereits

an: "Genauso wie ich keine Steuer- oder
Bussgeldbefreiungen autorisiere, weil
ich damit über die Steuerbehörde (SAT)
hinwegginge, gibt es keine Gründe, war-
um ich das Justizsystem übergehen soll-
te". Sprich: Er will keinen Gnadenge-
suchen stattgeben, durch die Todesstra-
fen in lebenslange Haftstrafen von 50
Jahren umgewandelt werden können.

Zahlreiche nationale und interna-
tionale Menschenrechtsorganisationen
meldeten sich gleich zu Wort und verur-
teilten die Entscheidung und diverse

andere Vorschläge zum Kampf gegen
das Verbrechen als repressiv und kon-
junkturell. Viel sinnvoller sei es, das Ju-
stizsystem zu stärken und die Polizei
und die Staatsanwaltschaft darin zu un-
terstützen, effektiv zu arbeiten. Denn
was brächten alle Strafen, wenn die Tä-
ter weder gefasst noch aufgrund ge-
scheiter Ermittlungen überhaupt verur-
teilt werden könnten?

Es besteht jetzt die Möglichkeit
Verfassungsbeschwerden einzulegen.
Derweil haben die bereits zum Tode
Verurteilten einen Monat Zeit, ein Gna-
dengesuch einzureichen.

Die Adoptionsmachenschaften gehen weiter
Guatemala, 15. Feb. Hatten sich

die Diskussionen um das neue Adopti-
onsgesetz, das Ende des Jahres in Kraft
getreten ist, ohnehin jahrelang hinge-
zogen, wodurch seine Verabschiedung
und somit die Regelung der Adoptions-
prozesse von Kindern immer wieder
behindert wurde, fand sich auch der
Start des durch das Gesetz geschaffe-
nen Nationalen Adoptionsrats (CNA)
voller Hindernisse. Doch dieser Rat ist
ab jetzt das Organ, das über die Bewil-
ligung von Adoptionsanträgen entschei-
det und soll dem bisherigen "Export-
Geschäft" mit guatemaltekischen Kin-
dern ein Ende setzen bzw. zur Transpa-
renz verhelfen (vgl. ¡Fijáte! 400). Vor-
her oblag dem Generalprokurat (PGN)
diese Aufgabe.

Am 11. Januar war der Rat endlich
zusammengesetzt aus je zwei Personen
- einer/m Vorsitzenden und einer/m Ver-
treterIn -, die benannt wurden vom
Höchsten Gerichtshof (CSJ), vom Aus-
senministerium und vom Präsidialen
Wohlfahrtssekretariat. Als letzter war
der Anwalt Rudy Soto Ovalle seitens
des CSJ nominiert worden, die Frauen-
und Familienrechtlerin Hilda Morales
Trujillo als seine Stellvertreterin. Die
ehemalige Präsidentin des Zentrums
für die Verteidigung der Verfassung
(CEDECON), Anabella Morfín, ging
für das Aussenministerium in den Rat,
und das Wohlfahrtssekretariat wählte
Marvin Rabanales von der Sozialen
Bewegung für die Kindheit und als
dessen Vertreter Byron Alvarado. Da-
bei sind die VertreterInnen ihren Ent-
sendeinstitutionen gegenüber weder
verpflichtet noch weisungsgebunden.
Für vier Jahre sind sie in ihr Amt ge-
wählt, können dann aber nicht wieder-
gewählt werden. Und laut Gesetz ist der
Rat autonom und geniesst funktionel-
le, administrative und ökonomische Un-
abhängigkeit.

Bis zum 12. Februar war eine Frist
gesetzt, innerhalb welcher der Rat die
ausstehenden Adoptionsakten sichten

und registrieren musste, die im Laufe
2007 vom Generalprokurat in Empfang
genommen worden waren. Dieses wird
sich der Bearbeitung dieser Vorgänge
auch noch annehmen. Die neuen Anträ-
ge von 2008 - täglich werden offenbar
rund 300 eingereicht - werden dann di-
rekt vom Adoptionsrat geprüft. Dabei
hat der CNA kein eigenes Gebäude und
ist zeitweilig in alten Räumen von der
Kinderschutzorganisation Casa Alianza
untergebracht, die aber auch bald ge-
räumt werden müssten. Er hat weder
Büroausstattung noch -material und kei-
nen Zugriff auf die im Gesetz und
Staatshaushalt berücksichtigten 10
Mio. Quetzales. Dass diese noch auf
dem Konto des Sekretariats für Ver-
waltungs- und Sicherheitsangelegen-
heiten (SAAS) deponiert sind, ist da-
durch bedingt, dass der Rat ganz plötz-
lich vom neuen Präsidenten persönlich
interveniert wurde: Drei Tage nach Co-
loms Amtsübernahme kündigte dieser
an, dass die Entscheide des vorherigen
Wohlfahrtssekretariats und des Aussen-
ministeriums für nichtig erklärt worden
seien. Marvin Rabanales, Byron Alvar-
ado und Anabella Morfín würden ab jetzt
durch Elizabeth Hernández de Larios
sowie durch Concha Marily Barrientos
de Estrada und Aura Azucena Bolaños
ersetzt. Sein Argument: Die vorherigen
Ratsmitglieder seien nicht Leute sei-
nes Vertrauens - zumindest von Eliz-
abeth Hernández de Larios ist bekannt,
dass sie die Ehefrau von Gabriel Lari-
os Ochaita ist. Und dieser wiederum
präsidialer Generalsekretär.

Zahlreiche Rechts- und Verfas-
sungsexpertInnen kritisierten Coloms
Eingreifen und wiesen auf die Autono-
mie des Adoptionsrates hin. Doch noch
nicht einmal vor dem Höchsten Ge-
richtshof hatten die Geschassten mit
zahlreichen Verfahrensanträgen und Be-
schwerden Glück. Nach 22 Tagen politi-
sierten Rechtsdisputes schliessslich
reichten die drei ihre Kündigung ein
und Hilda Morales aus Solidarität gleich

mit. Das Fass zum Überlaufen gebracht
hatte letztendlich wohl ein Rekurs von
115 AnwältInnen, die sich über die ver-
schärften Kontrollen beschwerten, die
der CNA eingeführt hatte und von ih-
nen eine Reihe von ausführlichen Infor-
mationen über die zur Adoption stehen-
den Kinder eingefordert hatte.

Das Zentrum für Justiz und Inter-
nationales Recht (CEJIL) und Casa Ali-
anza sind der Ansicht, dass bislang gar
97% der Adoptionen mittels Rechtshel-
ferInnen realisiert wurden, die ohne ir-
gendeine Kontrolle agierten. Gerade in
den letzten Monaten haben sich zahl-
reiche Eltern und vor allem Mütter zu-
sammengeschlossen, deren Klein(st)-
kinder Opfer von Kindesraub geworden
sind. Vor allem mit Hilfe der Unterstüt-
zung der Organisation Sobrevivientes
("Überlebende"), die sich hauptsächlich
um die rechtliche und psychosoziale Be-
gleitung von Familienangehörigen von
ermordeten (jungen) Frauen kümmert,
sind einige der entführten Kinder tat-
sächlich lokalisiert und befreit worden.
In allen Fällen wäre ihr Schicksal eine
Auslandsadoption gewesen. Angesichts
dieser Erfahrung schätzt Norma Cruz,
Leiterin von Sobrevivientes, dass sich
unter den zu registrierenden Akten etwa
500 von entführten Kindern befinden.

Der neu zusammengesetzte Adop-
tionsrat, in den Colom nun seine
Wunschkandidatinnen hieven konnte,
hat, unterstützt von 20 Freiwilligen, in
Windeseile gerade noch vor Ablauf der
gesetzten Frist, angeblich 3´000 Adopti-
onsanträge registriert und diesen damit
grünes Licht für das weitere Prozedere
gegeben. Die übrigen sind automatisch
annulliert, und die jeweiligen Antrag-
stellerInnen müssen von Null beginnen.
Zumindest ein verdächtiger Moment,
der bei der Durchsicht auffiel, geriet an
die Öffentlichkeit: Manche AnwältIn-
nen hatten zwischen 50 und 200 Anträ-
ge eingereicht. Der Hintergrund dieser
Kinder, die zur Adoption freigegeben
werden sollen, ist mehr als unklar.


